
1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf „Öffentliche Sicherheit und Ordnung“

Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 'Öffentliche Sicherheit und
Ordnung' ist die Errichtung von baulichen Anlagen sowie Nutzungen zu Gunsten einer
Polizeistation sowie einer Rettungswache oder anderen Einrichtungen, die der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung dienen, zulässig, die dieser Nutzung räumlich und funktional zugeordnet
sind. Hierzu zählen neben Fahrzeughallen mit Geräteräumen auch Sozialräume, Schulungs- und
Seminarräume sowie Stellplätze für Dienst- und Besucherfahrzeuge. Untergeordnet sind weitere
Räumlichkeiten zu Schulungszwecken externer gemeinnütziger Einrichtungen zulässig.

2. Höhe baulicher Anlagen, Anzahl der Vollgeschosse
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 und 3 sowie § 18 und § 20 BauNVO)

Gebäudehöhe
Die Gebäudehöhe (GH) entspricht dem höchsten Punkt des Gebäudedaches.

In der Fläche für den Gemeinbedarf werden maximal zulässige Gebäudehöhen (GH) durch
Höhenangabe über NHN (Normalhöhennull) festgesetzt.

Grundsätzlich gilt die in der Planzeichnung festgesetzte maximale Gebäudehöhe (GH). Ausnahmen
sind wie nachfolgend zulässig:

Von der festgesetzten Gebäudehöhe (GH) ausgenommen sind betriebsbedingte technische
Anlagen, Anlagen zur Nutzung von Photovoltaik und Solarthermie, Anlagen für Lüftungen und
Kühlung sowie Schornsteine. Durch die v.g. Anlagen und Bauteile ist eine Überschreitung der
maximalen Gebäudehöhe (GH) um bis zu 2,00 m zulässig.

3. Grundflächenzahl (GRZ) und zulässige Überschreitung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO)

Die zulässige Grundflächenzahl der Fläche für den Gemeinbedarf darf durch nicht überdachte
Stellplätze, überdachte Stellplätze (sog. Carports), Nebenanlagen, Garagen sowie deren Zufahrten
und verfahrensfreie Anlagen gem. LBO-SH bis zu einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,9
überschritten werden.

4. Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs. 4 BauNVO)

Im Bereich der abweichenden Bauweise [a] gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO gelten die Vorgaben der
offenen Bauweise [o] mit der Maßgabe, dass Gebäude mit einer Länge über 50 m zulässig sind.

5. Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

5.1 Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft mit der Zweckbestimmung "Schutzstreifen" (SStr) sind zu einer blühreichen Gras- und
Krautflur zu entwickeln. Die Pflege erfolgt durch jährliche Mahd ab August, das Mähgut ist
abzufahren. Während der Bauzeit sind die linearen Gehölzstrukturen mit ihren festgesetzten
Schutzstreifen durch einen ortsfesten Schutzzaun vom Baubetrieb freizuhalten.

5.2 Die zum Erhalt festgesetzte lineare Gehölzstruktur inklusive des dazugehörigen Schutzstreifens
entlang der Jersbeker Straße darf in dem als Ein- und Ausfahrtsbereich gekennzeichneten
Abschnitt (14 m) in einer Breite von max. 8,00 m unterbrochen werden.

5.3 Innerhalb des Plangebietes muss der Abstand zwischen Gebäuden und dem Wallfuß des neu
herzustellenden Knicks immer einen Umfang von mind. einer Gebäudehöhe (1 x GH) betragen.
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5.4 Im Bereich der Schutzstreifen und im Kronentraufbereich der Überhälter zzgl. eines
Schutzabstandes von 1,5 m sind bauliche Anlagen, Versiegelungen jeder Art sowie Aufschüttungen
und Abgrabungen und das Abstellen von Materialien oder Maschinen nicht zulässig. Ausnahme
von dieser Regelung ist eine Verbreiterung des bestehenden Fuß- und Radweges an der Jersbeker
Straße.

5.5 Innerhalb des gesamten Geltungsbereiches sind die Dächer der Hauptgebäude sowie der
Nebenanlagen, wie z.B. Garagen und Stellplätze mit Schutzdach (sog. Carports), ab einer Größe
von ≥15 m² als Gründach mit lebenden Pflanzen zu errichten. Die Dachaufbauten der
Hauptgebäude sind mit einem Substrataufbau von mind. 15 cm, die Dachaufbauten der
Nebenanlagen mit einem Substrataufbau von mind. 6 cm vorzusehen.

5.6 Flächenhafte Stein-, Kies-, Splitt- und Schottergärten oder -schüttungen sowie die Verwendung von
Kunstrasen sind unzulässig. Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit diese Flächen
nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden, mit offenem oder bewachsenem
Boden als Grünflächen anzulegen und zu unterhalten.

5.7 Nicht überdachte Stellplätze sind mit versickerungsfähigen Materialien mit wasser- und
luftdurchlässigen Tragschichten herzustellen.

6. Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden bauliche oder sonstige technische
Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte
aus erneuerbaren Energien getroffen werden müssen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB)

Auf Stellplatzanlagen mit mehr als 6 Stellplätzen ist für jeden dritten Stellplatz eine
Ladeinfrastruktur für die Elektromobilität vorzusehen sowie zusätzlich mind. ein Ladepunkt. Die
Stellplatzanlagen von Einsatzfahrzeugen sind von der entsprechenden Regelung ausgenommen.

7. Besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO)

7.1 Zum Schutz vor Gewerbelärm sind bei Neu-, Um- und Ausbauten schutzbedürftige Räume gemäß
DIN 4109 innerhalb des Plangeltungsbereiches an den lärmabgewandten (vom Schießstand
abgewandte) Fassadenseiten anzuordnen.

7.2 Andernfalls sind an den von Überschreitungen betroffenen Gebäudefassaden in Richtung des
Schießstandes vor schutzbedürftigen Räumen gemäß DIN 4109, nur festverglaste Fenster
zulässig. Der notwendige hygienische Luftwechsel ist über eine lärmabgewandte Fassadenseite
oder andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sicherzustellen.

7.3 Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung an den
Gebäudefassaden die Anforderungen der TA Lärm durch den Gewerbelärm eingehalten werden.

7.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm ist bei Umbau, Neubau sowie Nutzungsänderungen im jeweiligen
Baufreistellungsverfahren oder Baugenehmigungsverfahren der Schallschutz gegen Außenlärm
(Gegenstand der bautechnischen Nachweise) nach der DIN 4109 Teil 1 und Teil 2 (Ausgabe
01/2018) nachzuweisen.

7.5 Zum Schutz der Nachtruhe sind bei Neu-, Um- und Ausbauten für zum Schlafen genutzte Räume
schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf
andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt werden kann.

7.6 Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere
Anforderungen an den Schallschutz resultieren.

8. Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen
für Bepflanzungen und für die Erhaltung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a + b BauGB)

8.1 Der in der Planzeichnung festgesetzte neu anzulegende Knick ist mit einem 1 m hohen, im Fuß 3 m
breiten und in der Krone 1,5 m breiten Erdwall herzustellen und mit gebietsheimischen Gehölzen
des Schlehen-Hasel-Knicks zu bepflanzen. Alle rd. 40 m ist ein Überhälter als Hochstamm
StU 12-14 cm auf dem Knickwall zu integrieren.

8.2 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf sind mind. vier (4) Laubbäume in der Qualität Hochstamm
3 x v. mit Drahtballen, 14 - 16 cm Stammumfang zu pflanzen.

8.3 Auf Stellplatzanlagen mit mehr als 10 Stellplätzen ist zusätzlich je 8 Stellplätze ein klein- bis
mittelkroniger standortgerechter Laubbaum als Hochstamm mit einem Stammumfang von 16-18 cm
zu pflanzen.

 Hinweis: Sofern die Stellplatzanlage nicht durch Photovoltaikanlagen überdeckt ist.
8.4 Alle Baumgruben sind mit geeignetem Substrat mit mind. 12 m³ durchwurzelbarem Raum bei einer

Breite von mind. 2,0 m und einer offenen, unversiegelten Pflanzscheibe von mind. 10 m²
herzustellen und durch geeignete Maßnahmen gegen das Befahren mit Kraftfahrzeugen zu sichern.

8.5 Alle anzupflanzenden oder mit einem Erhaltungsgebot versehenen Vegetationselemente sind auf
Dauer zu erhalten. Abgänge sind in gleicher Art und Qualität zu ersetzen.

9. Zuordnungsfestsetzung
(§ 9 Abs. 1a BauGB)

Der erforderliche Kompensationsbedarf der Eingriffsregelung und des Artenschutzes wurde mit
einem Umfang von 4.264 m² Fläche, 151 m Knickneuanlage und 4 Baumpflanzungen ermittelt. Der
erforderliche Knickausgleich und die Baumpflanzungen werden innergebietlich über 160 m des neu
herzustellenden Knicks sowie die festgesetzten Baumpflanzungen auf der Fläche für den
Gemeinbedarf nachgewiesen. Der flächige Kompensationsbedarf wird über eine externe
Kompensationsmaßnahme durch den Erwerb von Ökopunkten bei der Ecodots gmbH im Ökokonto
der Gemeinde Wrist (Flurstücke 136/1, 138/3, 150/1, 149/1, 146/1, 278/145, 162/1, 134/3, 135/1,
147/1, 148/1, 156/2, 158/1, 159/1, 160/1, 161/1, 255/160, Flur 1, Gemarkung Wrist/Stellau,
Gemeinde Wrist) nachgewiesen.

Örtliche Bauvorschriften
(§ 86 Landesbauordnung (LBO))

Einfriedungen
Innerhalb des Geltungsbereiches ist die Errichtung von Einfriedungen in Form von Zäunen bis zu
einer Höhe von 2,50 m allgemein zulässig. Die Errichtung innerhalb der festgesetzten
Schutzstreifen ist unzulässig.

Nachrichtliche Übernahmen § 9 Abs. 6 BauGB

Anbauverbotszone § 29 Abs. 1 StrWG
Kreisstraße (K 56): 15 m oder § 9 Abs. 1 FStrG
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Hinweise
1. Artenschutz
1.1 Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote des § 44 BNatSchG in Bezug auf die Artengruppe

der Fledermäuse ist eine insektenfreundliche Außenraumbeleuchtung mit einer warmweißen
Lichtquelle vorzusehen. Eine Beleuchtung der Grünstrukturen ist im Westen (Flugstraße) und
Norden durch geeignete Abschirmungen zu vermeiden.

1.2 Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote des § 44 BNatSchG in Bezug auf die Artengruppe
der Brutvögel sind sämtliche Eingriffe zur Baufeldfreimachung (Baumfällungen, Rodungen,
Abschieben von Boden und sonstige Vegetationsbeseitigungen sowie der Abtransport von Holz,
Schnittgut etc.) nur außerhalb der Brutperiode im Zeitraum 1. Oktober bis 28./29. Februar zulässig.
Bei einem Baubeginn innerhalb der Brutperiode sind die Baufelder vor Beginn der Brutperiode so
zu gestalten, dass eine Ansiedlung während der Brutperiode ausgeschlossen werden kann. Sofern
der Baubetrieb für längere Zeit unterbrochen wird, sind geeignete Maßnahmen bei
Wiederaufnahme in der Brutzeit mit der UNB abzustimmen.

2. Stellplatzsatzung
Die Stellplatzsatzung der Stadt Bargteheide (Stand 01.01.2025) ist anzuwenden.

2.1 Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf wird die Anzahl der Stellplätze für die hier zulässigen
Nutzungen nachfolgend festgelegt und in der zugehörigen Tabelle wiedergegeben.

Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen bzw. vorhandenen
baulichen Anlagen, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr zu erwarten ist, müssen die
notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Abstellplätze für Fahrräder gemäß § 3 der
Stellplatzsatzung hergestellt werden. Des Weiteren sind ausreichend Abstellplätze für
Lastenfahrräder vorzusehen. Näheres wird hierzu in Ziff. 1.4 (§ 2 Abs. 5 der Stellplatzsatzung)
geregelt

2.2 Bei Nutzungsarten, die in der nachfolgenden Tabelle mit den Richtzahlen nicht genannt, jedoch mit
einer Nutzungsart vergleichbar sind, ist der Stellplatz- und Abstellplatzbedarf nach den besonderen
Verhältnissen im Einzelfall, unter sinngemäßer Berücksichtigung der Richtzahlen für Nutzungsarten
mit vergleichbarem Stellplatz- und Abstellplatzbedarf, zu ermitteln.

2.3 Bei baulichen Anlagen mit regelmäßigem An- und/oder Auslieferungsverkehr kann zusätzlich eine
ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Lastkraftwagen verlangt werden, mindestens 1 Stellplatz.

2.4 Bei baulichen Anlagen, bei denen die Anzahl der nachzuweisenden Abstellplätze für Fahrräder
mehr als 10 beträgt, werden mit einem 10%igen Anteil auch Abstellplätze für Lastenfahrräder
verlangt.

2.5 Ergibt sich bei der Ermittlung der Anzahl der notwendigen Stellplätze und Abstellplätze ein
Bruchteil, so ist dieser ab einer 5 an der ersten Dezimalstelle auf die nächsthöhere ganze Zahl
aufzurunden. Es ist mindestens ein Stellplatz für Kraftfahrzeuge und ein Abstellplatz für Fahrräder
nachzuweisen.

2.6 Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen bzw. vorhandenen
baulichen Anlagen ist der Stellplatz- und Abstellplatzbedarf nach nachfolgenden Richtzahlen zu
ermitteln. Hierbei sind folgende Flächengrößen als Mindestmaß zu berücksichtigen:

- PKW-Stellplätze: 2,5 m Mindestbreite und 5,0 m Mindesttiefe;

- PKW-Stellplätze für Menschen mit Behinderungen: 3,5 m Mindestbreite und 5,0 m Mindesttiefe;

- Fahrradstellplatz: 0,8 m Mindestbreite und 1,9 m Mindesttiefe;

- Lastenfahrräder-Abstellplätze: 1,2 m Mindestbreite und 2,0 m Mindesttiefe.
Richtzahlen zur Ermittlung des Stellplatz- und Abstellplatzbedarfes:

Nr. Verkehrsquelle PKW-Stellplätze Fahrrad-Stellplätze
2 Gewerbe- und Verwaltungsgebäude

2.1 Räume und Praxen mit geringem                  1                 1
Besucherverkehr (Büro, Verwaltung, je 40 m² anzurechnende je 40 m² anzurechnende
Heilpraktiker, Rechtsanwälte u. dgl.)          Nutzfäche           Nutzfläche

Gemäß §§ 52, 50 LBO mind. 1 PKW-Stellplatz für Menschen mit Behinderung je 30 PKW-Stellplätze.

3. Beleuchtung
Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrsteilnehmer auf den
klassifizierten Straßen nicht erfolgt. Die Abschirmungen haben auf Privatgrund zu erfolgen. Sie sind
so auszubilden, dass sie durch ihre Form, Farbe, Größe oder den Ort und die Art der Anbringung
nicht zu Verwechslungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass geben oder deren
Wirkung beeinträchtigen können.

4. Nutzung erneuerbarer Energien 
Gemäß § 26 des Energiewende- und Klimaschutzgesetzes (EWKG) sind die für eine Solarnutzung
geeigneten Dachflächen von Neubauten mit Photovoltaikanlagen zu überstellen und diese zu
betreiben. Auf die gleichzeitige Begrünung der Dachflächen gemäß Ziff. 6.4 des Teil B - Text wird
verwiesen.

5. Vorschriften
Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und
DIN-Vorschriften) können bei der Stadt Bargteheide, Rathausstraße 24 – 26, 22941 Bargteheide
eingesehen werden.
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Planzeichenerklärung

Es gilt die BauNVO i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S.3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023

Teil B  -  Text

Maßstab 1:500

Satzung

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 4 der Gemeindeordnung (GO) sowie des
§ 86 der Landesbauordnung (LBO) wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom ..............
folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 45 "Südlich Jersbeker Straße, westlich der Straße
'Westring', nördlich der Straße 'Hollerbusch', östlich des Schützenhauses",  bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen.
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